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Verfassung gegen Blutrecht

Die Logik der Datensammler

Bündnis will in Karlsruhe gegen »Integrationsgesetz« der CSU klagen. Von Sebastian Lipp

Urteilsbegründung: Heidelberger Lehrer und Antifaschist verlor Prozess gegen Geheimdienst

Nach dem Straßenprotest am 
Sonntag in München gehen 
bayernweit die Aktionen gegen 

den CSU-Entwurf eines »Integrations-
gesetzes« weiter. Sollte das Gesetz ver-
abschiedet werden – was aufgrund der 
CSU-Mehrheit im Landtag zu erwarten 
ist –, will ein breites Bündnis vor dem 
Bundesverfassungsgericht in Karlsru-
he dagegen klagen. Oppositionspar-
teien, Gewerkschaften, Verbände und 
antifaschistische Gruppen üben heftig 
Kritik an dem Entwurf, den Bayerns 
Regierungspartei Anfang Juni in den 
Landtag einbrachte. Der Vorstoß der 
Staatsregierung sei »ein Angriff auf 
uns alle«, der verhindert werden müs-
se, heißt es im Aufruf des Bündnisses, 
das im April auf Einladung des ver.
di-Arbeitskreises »Aktiv gegen rechts« 
im Gewerkschaftshaus zusammenfand. 
Das Spektrum reicht von der Münchner 
Ortsgruppe der Deutschen Kommuni-
stischen Partei (DKP) über den Bun-
desvorstand der Vereinigung Demokra-
tischer Juristinnen und Juristen bis zur 
SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag, 
die von einem »Abschottungs- und 
Ausgrenzungsgesetz« spricht. So sol-
len Geflüchtete weiter keinen Rechts-
anspruch auf Integrationsleistungen 
erhalten. »Statt dessen drohen immer 
mehr Sanktionen für vermeintlich Inte-
grationsunwillige, die Angebote nicht 
in Anspruch nehmen, die es gar nicht 
gibt«, sagte Nicole Gohlke, Münchner 
Bundestagsabgeordnete der Linksfrak-
tion und Teilnehmerin der Demonstra-
tion gegen das bayerische »Integrati-
onsgesetz« am Sonntag in München. 
Laut Veranstalter waren 1.500 Men-
schen zusammengekommen.

Das Vorwort zum Gesetzentwurf 
nimmt Bezug auf die »Flüchtlingskri-
se«, die Bayern vor enorme Herausfor-
derungen stelle. Zu deren Bewältigung 
sei das Gesetz vorgelegt worden, das 
»konsequent den doppelten Ansatz des 
›Förderns‹ und des ›Forderns‹« ver-
folge. Gefordert wird vor allem die 
Unterwerfung unter eine bayerische 
»Leitkultur«. Während der Begriff da-
bei völlig unbestimmt bleibt, wird mit 
Sanktionen bei Verstößen gedroht.

Selbst Menschen, die längst deut-
sche Staatsbürger sind, aber »zumin-
dest einen Eltern- oder Großelternteil 
haben«, der eingewandert ist, gelten 

laut Begriffsdefinition als »in beson-
derer Weise integrationsbedürftig«. 
Außerdem sollen dazu all diejenigen 
gehören, die die deutsche Sprache 
nicht so »gut« beherrschen, wie es die 
CSU gerne hätte.

Der Gesetzentwurf hat auch Auswir-
kungen auf Kindergärten und Schulen. 
Kinder, die in Abschiebezentren leben 
müssen, sind von der Schulpflicht aus-
geschlossen, womit ihnen faktisch der 
Zugang zur Schule verwehrt ist. Nach 
dem Motto »Schulrecht folgt dem 
Asylrecht« können alle Verschlech-
terungen in der entsprechenden Ge-
setzgebung und im Status der Eltern 
auf die Kinder übertragen werden. Die 
Fraktionschefin der Grünen im Bayeri-
schen Landtag, Margarete Bause, sag-
te vor gut drei Wochen der Süddeut-
schen Zeitung, es verstoße gegen die 
UN-Kinderrechtskonvention, »dass 
man den Kindern das Recht auf Bil-
dung vorenthält«.

Der CSU-Entwurf sieht außerdem 
vor, das Innenministerium solle bei 
der Vergabe von öffentlich geförderten 
Wohnungen »dafür Sorge tragen, dass 
möglichst nur Wohnungssuchende be-

nannt werden, deren Zuzug einseiti-
ge Bewohnerstrukturen weder schafft 
noch verfestigt«. Der Partei geht es da-
bei um Einwanderer, unterschiedliche 
Bildungs- und Einkommensschichten 
oder Milieus.

Unterkünfte für Asylsuchende sol-
len zu »gefährlichen Orten« erklärt 
werden. So könnten etwa ohne Anlass 
Personenkontrollen durchgeführt und 
Wohnungen jederzeit ohne richterli-
chen Beschluss durchsucht werden. Der 
Zugang zu öffentlichen Einrichtungen 
wie Schwimmbädern oder Bibliotheken 
soll »von einer vorherigen Belehrung 
und dem ausdrücklichen Anerkennen 
der bestehenden Vorschriften abhängig 
gemacht werden« können. Demnach 
müssten dort Beschäftigte wohl von 
»nichtdeutsch« aussehenden Menschen 
verlangen, sich auszuweisen, um sie 
im Zweifel zu belehren oder ihnen den 
Zutritt zu verwehren.

In der Präambel des Gesetzentwurfs 
will die CSU alle auf ihre »Leitkultur« 
festlegen: »Jeder einzelne ist daher zur 
Wahrung des Rechts und zur Loyali-
tät gegenüber Volk und Verfassung, 
Staat und Gesetzen verpflichtet.« Im 

Fall »demonstrativer Regelverstöße« 
sieht das Gesetz die Einbestellung 
der Betroffenen zu Integrationskursen 
vor. Nicht nur eine »Ahndungsmög-
lichkeit für das Nichterscheinen« ist 
geplant. Selbst auf »Unmutsbekun-
dungen« sollen ausdrücklich Sanktio-
nen folgen können. Nach dem Willen 
der CSU soll künftig mit Geldbuße 
bis zu 50.000 Euro bestraft werden, 
wer die »geltende verfassungsmäßige 
Ordnung« missachte. Damit sind nicht 
zwingend Straftaten oder Ordnungs-
widrigkeiten gemeint. Es ist durchaus 
denkbar, dass solche Instrumente etwa 
gegen antikapitalistische Bewegungen 
eingesetzt werden.

Klaus Hahnzog, ehrenamtlicher 
Richter am Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof und ehemals dritter Bür-
germeister der Landeshauptstadt Mün-
chen, hält den Vorstoß der bayerischen 
Staatsregierung für verfassungswid-
rig. Der Gesetzentwurf verstoße klar 
gegen das Rechtsstaatsprinzip. Das 
Bündnis will im Fall der Verabschie-
dung klagen. Auch auf Bundesebene 
ist ein entsprechendes »Integrationsge-
setz« geplant.

Der Heidelberger Realschulleh-
rer und Antifaschist Michael 
Csaszkóczy hat vor dem Ver-

waltungsgericht Karlsruhe einen Pro-
zess gegen den baden-württembergi-
schen Verfassungsschutz geführt – und 
bereits am 20. April verloren. Als er die 
Urteilsbegründung vom 17. Juni las, hat-
te Csaszkóczy Bedenken, dass ihm »ja 
wieder niemand glaubt, was deutsche 
Richter so alles zusammenschreiben«. 
Der Lehrer hatte wegen seiner fortdau-
ernden Überwachung gegen das Lan-
desamt für Verfassungsschutz geklagt, 
nachdem der Inlandsgeheimdienst in 
einem mehrjährigen Berufsverbots-
verfahren nichts gegen ihn vorbringen 
konnte, was Zweifel an seiner Verfas-
sungstreue hätte begründen können. 
Das Land Baden-Württemberg musste 
ihm deshalb 2009 fast 33.000 Euro 

Schadenersatz für den entgangenen 
Verdienst zahlen.

Dennoch erging nun ein Urteil, dass 
dem Verfassungsschutz erlaubt, weiter-
hin über Csaszkóczy erhobene Daten 
zu speichern und ihm die Auskunft über 
Art und Umfang dieser personenbezo-
genen Daten zu verweigern.

Das Verwaltungsgericht habe dazu 
an ausgewählte Medien eine fünfseitige 
Presseerklärung geschickt – aber »be-
vor sie die Urteilsbegründung an mei-
nen Anwalt geschickt haben«, betonte 
Csaszkóczy am Samstag auf Anfrage 
von junge Welt.

Nach Auffassung des Gerichts kann 
er die Löschung seiner personenbezo-
genen Daten schon deshalb nicht ver-
langen, weil es »dem Kläger rechtlich 
unmöglich«, sei »hinreichend konkret 
zu bezeichnen«, was genau gelöscht 

werden soll. Mit anderen Worten: Weil 
er ja nicht wissen kann, was der Ge-
heimdienst über ihn gespeichert hat, 
wenn ihm dieser die Auskunft verwei-
gert. Letzteres hält das Gericht für le-
gitim.

Nach dem Landesverfassungsschutz-
gesetz seien die personenbezogenen 
Daten außerdem nur zu löschen, wenn 
ihre Speicherung unzulässig gewesen 
oder ihre Kenntnis für die Aufgaben-
erfüllung nicht mehr erforderlich sei, 
heißt es in der Presseerklärung, die in-
zwischen auch jW vorliegt. Die Zuläs-
sigkeit der Bespitzelung begründet das 
Gericht mit Csaszkóczys Aktivitäten in 
der Roten Hilfe e. V. und der Antifa-
schistischen Initiative Heidelberg. Der 
Roten Hilfe unterstellt es verfassungs-
feindliche Bestrebungen. Csaszkóczy 
betont, die strömungsübergreifende lin-

ke Solidaritätsorganisation lehne nicht 
das Grundgesetz ab, sondern staatliches 
Handeln, das im Widerspruch dazu ste-
he.

Das Gericht meint jedoch, unabhän-
gig davon scheide die vom Kläger be-
gehrte Löschung der Daten auch »im 
Hinblick auf seine Betätigung bezie-
hungsweise Mitgliedschaft in der An-
tifaschistischen Initiative Heidelberg 
aus«. Die Annahme verfassungsfeind-
licher Bestrebungen dieser Gruppe sei 
schon deshalb gerechtfertigt, weil sie 
auch Kommunisten aufnehme, »Auto-
nome als Mitglieder« zulasse und sich 
zur Militanz bekenne. Wie das Gericht 
eine Zugehörigkeit zu »den Autono-
men« – also nach ihrem Selbstverständ-
nis undogmatischen Linken verschiede-
ner Strömungen – definiert, bleibt sein 
Geheimnis.� Claudia Wangerin

Rechtsrockspektakel  
im Osten geplant
Berlin. Das internationale 
Netzwerk »Blood & Honour« 
wirbt neben anderen für einen 
Auftritt »live in Ostsachsen« 
von vier ostdeutschen Bands 
am kommenden Samstag. 
Nach Informationen des Por-
tals Blick nach rechts (bnr.de) 
mit Sitz in Berlin wurde der 
genaue Veranstaltungsort für 
den 25. Juni zunächst nicht 
genannt. Angekündigt sind 
die Bands »Selbststeller« 
aus Riesa, »Barricades« aus 
Sachsen-Anhalt, »Endless 
Struggle« mit Bandmitgliedern 
aus verschiedenen östlichen 
Bundesländern sowie »Sista 
Bataljen«. Das letzte bekannt-
gewordene Rechtsrockkonzert 
in Ostsachsen fand im vergan-
genen Dezember in der Klein-
stadt Niesky statt. Das geht 
aus der Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Anfrage von 
Abgeordneten der Linkspartei 
hervor.

Ebenfalls für den 25. Juni 
wird laut bnr.de in der rech-
ten Szene »Naziradau im 
Bratwurst-Gau« beworben. 
Eine genaue Örtlichkeit fehlt, 
doch der Hinweis auf die Brat-
wurst ist als Anspielung auf 
Thüringen zu verstehen. Dort 
sollen die Band »Ex Umbra In 
Solem«, die erst einen kleinen 
Demotonträger veröffentlicht 
hat, und die 1997 in Berlin 
gegründete »Legion of Thor« 
(L.O.T.), die Züricher Band 
»Amok« um Kevin Gutmann 
sowie »D.S.T.« – das Kürzel 
steht für »Deutsch, Stolz, 
Treue« – aus Berlin auftreten. 
»Amok« ist laut bnr.de dem 
»Blood & Honour«-Netzwerk 
zuzurechnen, dessen deutsche 
Sektion im Jahr 2000 verboten 
wurde. � (jW)
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Installation der Grünen am 31. Mai in der Münchner Innenstadt für ein anderes »Integrationsgesetz«
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Nach dem Straßenprotest am 
Sonntag in München gehen 
bayernweit die Aktionen gegen 

den CSU-Entwurf eines »Integrations-
gesetzes« weiter. Sollte das Gesetz ver-
abschiedet werden – was aufgrund der 
CSU-Mehrheit im Landtag zu erwarten 
ist –, will ein breites Bündnis vor dem 
Bundesverfassungsgericht in Karlsru-
he dagegen klagen. Oppositionspar-
teien, Gewerkschaften, Verbände und 
antifaschistische Gruppen üben heftig 
Kritik an dem Entwurf, den Bayerns 
Regierungspartei Anfang Juni in den 
Landtag einbrachte. Der Vorstoß der 
Staatsregierung sei »ein Angriff auf 
uns alle«, der verhindert werden müs-
se, heißt es im Aufruf des Bündnisses, 
das im April auf Einladung des ver.
di-Arbeitskreises »Aktiv gegen rechts« 
im Gewerkschaftshaus zusammenfand. 
Das Spektrum reicht von der Münchner 
Ortsgruppe der Deutschen Kommuni-
stischen Partei (DKP) über den Bun-
desvorstand der Vereinigung Demokra-
tischer Juristinnen und Juristen bis zur 
SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag, 
die von einem »Abschottungs- und 
Ausgrenzungsgesetz« spricht. So sol-
len Geflüchtete weiter keinen Rechts-
anspruch auf Integrationsleistungen 
erhalten. »Statt dessen drohen immer 
mehr Sanktionen für vermeintlich Inte-
grationsunwillige, die Angebote nicht 
in Anspruch nehmen, die es gar nicht 
gibt«, sagte Nicole Gohlke, Münchner 
Bundestagsabgeordnete der Linksfrak-
tion und Teilnehmerin der Demonstra-
tion gegen das bayerische »Integrati-
onsgesetz« am Sonntag in München. 
Laut Veranstalter waren 1.500 Men-
schen zusammengekommen.

Das Vorwort zum Gesetzentwurf 
nimmt Bezug auf die »Flüchtlingskri-
se«, die Bayern vor enorme Herausfor-
derungen stelle. Zu deren Bewältigung 
sei das Gesetz vorgelegt worden, das 
»konsequent den doppelten Ansatz des 
›Förderns‹ und des ›Forderns‹« ver-
folge. Gefordert wird vor allem die 
Unterwerfung unter eine bayerische 
»Leitkultur«. Während der Begriff da-
bei völlig unbestimmt bleibt, wird mit 
Sanktionen bei Verstößen gedroht.

Selbst Menschen, die längst deut-
sche Staatsbürger sind, aber »zumin-
dest einen Eltern- oder Großelternteil 
haben«, der eingewandert ist, gelten 

laut Begriffsdefinition als »in beson-
derer Weise integrationsbedürftig«. 
Außerdem sollen dazu all diejenigen 
gehören, die die deutsche Sprache 
nicht so »gut« beherrschen, wie es die 
CSU gerne hätte.

Der Gesetzentwurf hat auch Auswir-
kungen auf Kindergärten und Schulen. 
Kinder, die in Abschiebezentren leben 
müssen, sind von der Schulpflicht aus-
geschlossen, womit ihnen faktisch der 
Zugang zur Schule verwehrt ist. Nach 
dem Motto »Schulrecht folgt dem 
Asylrecht« können alle Verschlech-
terungen in der entsprechenden Ge-
setzgebung und im Status der Eltern 
auf die Kinder übertragen werden. Die 
Fraktionschefin der Grünen im Bayeri-
schen Landtag, Margarete Bause, sag-
te vor gut drei Wochen der Süddeut-
schen Zeitung, es verstoße gegen die 
UN-Kinderrechtskonvention, »dass 
man den Kindern das Recht auf Bil-
dung vorenthält«.

Der CSU-Entwurf sieht außerdem 
vor, das Innenministerium solle bei 
der Vergabe von öffentlich geförderten 
Wohnungen »dafür Sorge tragen, dass 
möglichst nur Wohnungssuchende be-

nannt werden, deren Zuzug einseiti-
ge Bewohnerstrukturen weder schafft 
noch verfestigt«. Der Partei geht es da-
bei um Einwanderer, unterschiedliche 
Bildungs- und Einkommensschichten 
oder Milieus.

Unterkünfte für Asylsuchende sol-
len zu »gefährlichen Orten« erklärt 
werden. So könnten etwa ohne Anlass 
Personenkontrollen durchgeführt und 
Wohnungen jederzeit ohne richterli-
chen Beschluss durchsucht werden. Der 
Zugang zu öffentlichen Einrichtungen 
wie Schwimmbädern oder Bibliotheken 
soll »von einer vorherigen Belehrung 
und dem ausdrücklichen Anerkennen 
der bestehenden Vorschriften abhängig 
gemacht werden« können. Demnach 
müssten dort Beschäftigte wohl von 
»nichtdeutsch« aussehenden Menschen 
verlangen, sich auszuweisen, um sie 
im Zweifel zu belehren oder ihnen den 
Zutritt zu verwehren.

In der Präambel des Gesetzentwurfs 
will die CSU alle auf ihre »Leitkultur« 
festlegen: »Jeder einzelne ist daher zur 
Wahrung des Rechts und zur Loyali-
tät gegenüber Volk und Verfassung, 
Staat und Gesetzen verpflichtet.« Im 

Fall »demonstrativer Regelverstöße« 
sieht das Gesetz die Einbestellung 
der Betroffenen zu Integrationskursen 
vor. Nicht nur eine »Ahndungsmög-
lichkeit für das Nichterscheinen« ist 
geplant. Selbst auf »Unmutsbekun-
dungen« sollen ausdrücklich Sanktio-
nen folgen können. Nach dem Willen 
der CSU soll künftig mit Geldbuße 
bis zu 50.000 Euro bestraft werden, 
wer die »geltende verfassungsmäßige 
Ordnung« missachte. Damit sind nicht 
zwingend Straftaten oder Ordnungs-
widrigkeiten gemeint. Es ist durchaus 
denkbar, dass solche Instrumente etwa 
gegen antikapitalistische Bewegungen 
eingesetzt werden.

Klaus Hahnzog, ehrenamtlicher 
Richter am Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof und ehemals dritter Bür-
germeister der Landeshauptstadt Mün-
chen, hält den Vorstoß der bayerischen 
Staatsregierung für verfassungswid-
rig. Der Gesetzentwurf verstoße klar 
gegen das Rechtsstaatsprinzip. Das 
Bündnis will im Fall der Verabschie-
dung klagen. Auch auf Bundesebene 
ist ein entsprechendes »Integrationsge-
setz« geplant.

Der Heidelberger Realschulleh-
rer und Antifaschist Michael 
Csaszkóczy hat vor dem Ver-

waltungsgericht Karlsruhe einen Pro-
zess gegen den baden-württembergi-
schen Verfassungsschutz geführt – und 
bereits am 20. April verloren. Als er die 
Urteilsbegründung vom 17. Juni las, hat-
te Csaszkóczy Bedenken, dass ihm »ja 
wieder niemand glaubt, was deutsche 
Richter so alles zusammenschreiben«. 
Der Lehrer hatte wegen seiner fortdau-
ernden Überwachung gegen das Lan-
desamt für Verfassungsschutz geklagt, 
nachdem der Inlandsgeheimdienst in 
einem mehrjährigen Berufsverbots-
verfahren nichts gegen ihn vorbringen 
konnte, was Zweifel an seiner Verfas-
sungstreue hätte begründen können. 
Das Land Baden-Württemberg musste 
ihm deshalb 2009 fast 33.000 Euro 

Schadenersatz für den entgangenen 
Verdienst zahlen.

Dennoch erging nun ein Urteil, dass 
dem Verfassungsschutz erlaubt, weiter-
hin über Csaszkóczy erhobene Daten 
zu speichern und ihm die Auskunft über 
Art und Umfang dieser personenbezo-
genen Daten zu verweigern.

Das Verwaltungsgericht habe dazu 
an ausgewählte Medien eine fünfseitige 
Presseerklärung geschickt – aber »be-
vor sie die Urteilsbegründung an mei-
nen Anwalt geschickt haben«, betonte 
Csaszkóczy am Samstag auf Anfrage 
von junge Welt.

Nach Auffassung des Gerichts kann 
er die Löschung seiner personenbezo-
genen Daten schon deshalb nicht ver-
langen, weil es »dem Kläger rechtlich 
unmöglich«, sei »hinreichend konkret 
zu bezeichnen«, was genau gelöscht 

werden soll. Mit anderen Worten: Weil 
er ja nicht wissen kann, was der Ge-
heimdienst über ihn gespeichert hat, 
wenn ihm dieser die Auskunft verwei-
gert. Letzteres hält das Gericht für le-
gitim.

Nach dem Landesverfassungsschutz-
gesetz seien die personenbezogenen 
Daten außerdem nur zu löschen, wenn 
ihre Speicherung unzulässig gewesen 
oder ihre Kenntnis für die Aufgaben-
erfüllung nicht mehr erforderlich sei, 
heißt es in der Presseerklärung, die in-
zwischen auch jW vorliegt. Die Zuläs-
sigkeit der Bespitzelung begründet das 
Gericht mit Csaszkóczys Aktivitäten in 
der Roten Hilfe e. V. und der Antifa-
schistischen Initiative Heidelberg. Der 
Roten Hilfe unterstellt es verfassungs-
feindliche Bestrebungen. Csaszkóczy 
betont, die strömungsübergreifende lin-

ke Solidaritätsorganisation lehne nicht 
das Grundgesetz ab, sondern staatliches 
Handeln, das im Widerspruch dazu ste-
he.

Das Gericht meint jedoch, unabhän-
gig davon scheide die vom Kläger be-
gehrte Löschung der Daten auch »im 
Hinblick auf seine Betätigung bezie-
hungsweise Mitgliedschaft in der An-
tifaschistischen Initiative Heidelberg 
aus«. Die Annahme verfassungsfeind-
licher Bestrebungen dieser Gruppe sei 
schon deshalb gerechtfertigt, weil sie 
auch Kommunisten aufnehme, »Auto-
nome als Mitglieder« zulasse und sich 
zur Militanz bekenne. Wie das Gericht 
eine Zugehörigkeit zu »den Autono-
men« – also nach ihrem Selbstverständ-
nis undogmatischen Linken verschiede-
ner Strömungen – definiert, bleibt sein 
Geheimnis.� Claudia Wangerin
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wirbt neben anderen für einen 
Auftritt »live in Ostsachsen« 
von vier ostdeutschen Bands 
am kommenden Samstag. 
Nach Informationen des Por-
tals Blick nach rechts (bnr.de) 
mit Sitz in Berlin wurde der 
genaue Veranstaltungsort für 
den 25. Juni zunächst nicht 
genannt. Angekündigt sind 
die Bands »Selbststeller« 
aus Riesa, »Barricades« aus 
Sachsen-Anhalt, »Endless 
Struggle« mit Bandmitgliedern 
aus verschiedenen östlichen 
Bundesländern sowie »Sista 
Bataljen«. Das letzte bekannt-
gewordene Rechtsrockkonzert 
in Ostsachsen fand im vergan-
genen Dezember in der Klein-
stadt Niesky statt. Das geht 
aus der Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Anfrage von 
Abgeordneten der Linkspartei 
hervor.

Ebenfalls für den 25. Juni 
wird laut bnr.de in der rech-
ten Szene »Naziradau im 
Bratwurst-Gau« beworben. 
Eine genaue Örtlichkeit fehlt, 
doch der Hinweis auf die Brat-
wurst ist als Anspielung auf 
Thüringen zu verstehen. Dort 
sollen die Band »Ex Umbra In 
Solem«, die erst einen kleinen 
Demotonträger veröffentlicht 
hat, und die 1997 in Berlin 
gegründete »Legion of Thor« 
(L.O.T.), die Züricher Band 
»Amok« um Kevin Gutmann 
sowie »D.S.T.« – das Kürzel 
steht für »Deutsch, Stolz, 
Treue« – aus Berlin auftreten. 
»Amok« ist laut bnr.de dem 
»Blood & Honour«-Netzwerk 
zuzurechnen, dessen deutsche 
Sektion im Jahr 2000 verboten 
wurde. � (jW)
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Installation der Grünen am 31. Mai in der Münchner Innenstadt für ein anderes »Integrationsgesetz«

 n LPG junge  Welt eG

n  www.jungewelt.de/genossenschaft  
n lpg@jungewelt.de

Jetzt
Mitherausgeber/in

 werden!
Die Tageszeitung junge Welt 
erscheint im Verlag 8. Mai, 
der mehrheitlich einer 
Genossenschaft gehört. 
Mitglieder dieser Genos-
senschaft sind vor allem 
Leserinnen und Leser der 
Zeitung, aber auch Mitar-
beitende aus Verlag und 
Redaktion. Wichtigste Auf-
gabe der Genossenschaft: 
Die Absicherung der ökono-
mischen Grundlagen und der 
Liquidität der jungen Welt. 

Die beste Rendite für die 
Anteilseigner: Täglich eine 
unabhängige Tageszeitung. 

Montag: Politisches Buch  |  Dienstag: Betrieb & Gewerkschaft  |  Mittwoch: Antifa  |  Donnerstag: Medien  |  Freitag: Feminismus | Samstag: Geschichte


